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INHALT

a) Ein Abmahnungsbcschluss der Wohnungseigentümer ge­
mäß § 18 Abs. 2 Nr. 1 WEG ist anfechtbar; das Rechtsschut- 
zintercsse für eine Beschlussanfechtungsklage fehlt nicht 
deshalb, weil die Abmahnung auch durch den Verwalter oder 
durch einen einzelnen Wohnungscigentümer hätte ausgespro­
chen werden können und eine solche Abmahnung nicht an­
fechtbar wäre.
b) Im Rahmen einer gegen einen Abmahnungsbeschluss ge­
richteten Anfechtungsklage ist zu prüfen, ob die formellen 
Voraussetzungen der Beschlussfassung eingehalten sind, ob 
das abgemahnte Verhalten einen Entziehungsbcschluss recht- 
fertigen kann und ob die Abmahnung hinreichend bestimmt 
ist. Dagegen ist die Prüfung der materiellen Richtigkeit der 
Abmahnung dem auf den Entziehungsbeschluss folgenden 
gerichtlichen Entziehungsprozess Vorbehalten.
c) Die Entziehung des Wohnungseigentums darf im Grund­
satz nicht darauf gestützt werden, dass der Wohnungseigen­
tümer von seinem Recht Gebrauch macht, sich mit Anträgen 
an die Verwaltung zu wenden, auf der Wohnungseigentümer­
versammlung Anträge zu stellen und die gefassten Beschlüsse 
im Wege der Beschlussanfechtungs- bzw. der Beschlusserset­
zungsklage gerichtlich überprüfen zu lassen. Dagegen kommt 
die Wahrnehmung solcher Rechte durch den Wohnungsei­
gentümer als Grundlage für die Entziehung von Wohnungs­
eigentum gemäß § 18 W EG in Betracht, wenn sie rechtsmiss- 
bräuchlich erfolgt, mithin, wenn sie ausschließlich einem 
wohnungseigentumsfremden oder -feindlichen Ziel -  hier: 
der Herbeiführung eines verwalterlosen Zustands -  dient und 
nach Intensität und Umfang ihrer Instrumentalisierung für 
solche Ziele den übrigen Wohnungseigentümern nicht mehr 
zuzumuten ist.....................................................................................

a) Gemäß § 1 Abs. 1 Nr. 2 KapM uG ist der Anwendungsbe­
reich des Kapitalanleger-Musterverfahrensgesetzes nur dann 
eröffnet, wenn die öffentliche Kapitalmarktinformation als 
Mittel der schriftlichen Aufklärung verwendet worden ist. 
Dafür muss sie dem Kapitalanleger so rechtzeitig vor dem 
Vertragsschluss übergeben worden sein, dass ihr Inhalt noch 
rechtzeitig zur Kenntnis genommen werden konnte.
b) Der verfassungsrechtliche Grundsatz effektiven Rechts­
schutzes erfordert eine Auslegung des § 8 Abs. 1 Satz 1 K ap­
MuG, nach der eirte Aussetzung nur dann in Betracht kommt, 
wenn sich das Prozessgericht bereits die Überzeugung (§ 286 
ZPO ) gebildet hat, dass cs auf dort statthaft geltend gemachte 
Feststellungsziele für den Ausgang des Rechtsstreits konkret 
ankommen wird. D as gilt auch dann, wenn hierzu eine Bewei­
saufnahme durchzuführen ist. Vor der Aussetzungsentschei­
dung nach § 8 Abs. 1 Satz 1 KapM uG demgegenüber offen- 
bleiben müssen nicht nur die im Musterverfahren statthaften 
Feststellungsziele, sondern auch solche Tatsachen oder Rechts­
fragen, die nur auf diese bezogen geprüft werden können. Das 
Prozessgericht ist nicht gehalten, hierzu vor seiner Ausset­
zungsentscheidung hypothetische Erwägungen anzustellen..
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Der Beschluss des Prozessgerichts über die öffentliche Be­
kanntmachung eines gemäß § 2 KapM uG gestellten Muster­
verfahrensantrags im Klageregister ist gemäß § 3 Abs. 2 Satz 1 
KapM uG selbst dann unanfechtbar, wenn der Rechtsmittel­
führer geltend macht, der Anwendungsbereich des Gesetzes 
(§ 1 Abs. 1 KapM uG) sei nicht eröffnet....................................... 27

Der Kompetenz der Gesellschafterversammlung zur Regelung 
der Geschäftsführervergütung unterfällt auch eine Absprache 
der G m bH  mit einem Dritten, nach der der Dritte die Kosten, 
die bei ihm deshalb ohne Gegenleistung anfallen, weil seine von 
ihm bezahlten Mitarbeiter ihrer Tätigkeit als Geschäftsführer 
der G m bH  nachgehen, der G m bH  weiterberechnen darf....... 32

a) Entscheidet ein Gericht des ersten Rechtszuges über ein 
gegen den gerichtlichen Sachverständigen gerichtetes Ablch- 
nungsgesuch entgegen § 406 Abs. 4 ZPO erst in den Grün­
den seines Endurteils und nicht vorab durch gesonderten 
Beschluss, so  stellt dies grundsätzlich einen Berufungsgrund 
dar. D as Berufungsgericht ist befugt, im Rahmen des Beru­
fungsverfahrens inzidenter auch über die Berechtigung des 
Ablehnungsgesuchs zu befinden. Eine Aufhebung des erstins­
tanzlichen Urteils und Zurückverweisung an das Gericht des 
ersten Rechtszuges kommt nur unter den Voraussetzungen 
des § 538 A bs. 2 Satz 1 Nr. 1 ZPO  in Betracht.
b) Besteht .ein Widerspruch zwischen den Äußerungen ver­
schiedener Sachverständiger, ist der Tatrichter zur Aufklärung 
des Widerspruchs auch dann verpflichtet, wenn es dabei um 
Privatgutachten geht.
c) Zum Begriff des »Erforderlichen« in § 249 Abs. 2 Satz 1
B G B ................................................................ .......................... ............ 44
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a) Dem Vorbenutzer kann eine Modifikation der vorbenutz­
ten Ausführungsform nicht nur dann verwehrt sein, wenn sie 
erstmals in den Gegenstand der im Patent unter Schutz ge­
stellten Erfindung eingreift, sondern auch dann, wenn bereits 
die Vorbenutzung der erfindungsgemäßen Lehre entspricht, 
die angegriffene Ausführungsform diese aber in einer anderen 
Ausgestaltung oder Verfahrensweise verwirklicht.
b) Die Grenzen des Vorbenutzungsrechts können überschrit­
ten sein, wenn mit der Modifikation ein zusätzlicher Vorteil 
verwirklicht wird, der von der nicht modifizierten Ausfüh­
rungsform nicht verwirklicht worden ist. Dies kommt in Be­
tracht, wenn erstmals eine Ausführungsform benutzt wird, 
die in einem Unteranspruch oder in der Beschreibung des Pa­
tents wegen dieses zusätzlichen Vorteils hervorgehoben wird.
c) Sind hingegen in einem Patentanspruch für ein Merkmal 
zwei vollständig gleichwertige Alternativen genannt, wird der 
Umstand, dass der Vorbenutzer nur eine dieser Alternativen 
benutzt hat, regelmäßig keine entsprechende Beschränkung 
seiner Benutzungsbefugnis rechtfertigen. Ebenso wird es zu 
würdigen sein, wenn in der Patentschrift eine Modifikation 
der vorbenutzten Ausführungsform offenbart ist, bei der cs 
sich um eine selbstverständliche Abwandlung handelt, die äus 
Sicht des Fachmanns mit dem Erfindungsbesitz des Vorbenut­
zers zum Anmelde- oder Prioritätszcitpunkt ohne weiteres in 
Betracht zu ziehen ist.
d) Der Hersteller von Einzelteilen, die technisch und wirt­
schaftlich sinnvoll nur zu der erfindungsgemäßen Gesamt­
vorrichtung zusammengesetzt werden können, stellt damit 
die Gesamtvorrichtung auch dann her, wenn er die Einzelteile 
nicht selbst zusammensetzt, sondern an einen Dritten liefert, 
der sie zu der geschützten Gesamtvorrichtung zusammen­
setzt.
e) Der Hersteller der Einzelteile darf unter diesen Umstän­
den auch ein durch das Patent geschütztes Verfahren zur 
Herstellung der Gesamtvorrichtung benutzen, sofern sich 
die Verfahrensanweisungen des Patentanspruchs darin er­
schöpfen, den technisch und wirtschaftlich allein sinnvollen 
Zusammenbau zu lehren. (»Schutzverkleidung«)......... ...........  54
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